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Fazit

Aus den Befunden zur öffentlichen Forschung in
den neuen Ländern lässt sich ablesen, dass dort in-
zwischen eine breitgefächerte öffentliche For-
schungslandschaft entstanden ist, und zwar sowohl
im Hochschulbereich als auch außerhalb der
Hochschulen. Gleichzeitig ist der empirische Be-
fund über diese Forschungslandschaft recht viel-
schichtig und lässt neben einzelnen Stärken noch
immer deutliche Defizite im Vergleich zu den al-
ten Bundesländern erkennen.

Es ist nicht auszuschließen, dass am „aktuellen
Rand“, für den noch keine Daten vorliegen, wegen
der ungünstigen demographischen Entwicklung
und der daraufhin geringer ausfallenden Zahl der
Abiturienten ein Druck auf die öffentliche FuE in
Ostdeutschland ausgeht, speziell auf die Hoch-
schulen. Hierdurch könnten die ostdeutsche For-
schung in ihrer Leistungsfähigkeit beeinträchtigt
und die für verschiedene Teilbereiche aufgezeigten

Defizite vergrößert sowie insbesondere die Mög-
lichkeit der öffentlichen Forschungseinrichtungen
eingeschränkt werden, stimulierend auf die private
FuE und den weiteren wirtschaftlichen Aufbau in
den neuen Ländern zu wirken. Die regionalen Ef-
fekte eines solchen Abbaus dürften sich sehr ne-
gativ auswirken. Um so wichtiger wird es sein, die
vorhandenen Kapazitäten bestmöglich für die regi-
onale Entwicklung wirksam zu machen. Sofern
Einschränkungen im Hochschulbereich unver-
meidlich erscheinen, sollte überlegt werden, das
wissenschaftliche Profil einzelner Standorte der
öffentlichen FuE weiter zu schärfen und innerhalb
der einzelnen Länder zwischen den Hochschulen
mehr Arbeitsteilung anzustreben sowie eine stär-
kere räumliche Konzentration auf einzelne Stand-
orte vorzunehmen.

Martin T. W. Rosenfeld (mrd@iwh-halle.de)
Gerhard Heimpold (ghp@iwh-halle.de)

Zur geplanten EU-Kohäsionspolitik in Assoziierungsländern:
Die sektorale Komponente spielt eine untergeordnete Rolle

Die Assoziierungsländer in Mittel- und Osteuropa
weisen nicht nur ein deutlich niedrigeres Ent-
wicklungsniveau aus, auch die sektoralen Struktu-
ren weichen zum Teil deutlich von denen der wei-
ter entwickelten Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union (EU) ab. Damit liegt die Vermutung
nahe, dass das Entwicklungsgefälle zu einem gro-
ßen Teil durch solche Strukturunterschiede erklärt
werden könnte. In dem jüngsten Bericht der EU-
Kommission über die Kohäsionspolitik wird dem-
entsprechend ein besonderes Gewicht auf die struk-
turelle Dimension bei der geplanten Ausgestaltung
der EU-Interventionspolitiken für die neuen Mit-
glieder gelegt.

Tatsächlich spielt die sektorale Komponente
auf gesamtwirtschaftlicher Ebene jedoch eine eher
untergeordnete Rolle. Lediglich in der Slowakei
trägt die sektorale Struktur mit fast einem Fünftel
zur Erklärung des im Vergleich zu westlichen Län-
dern geringeren Produktivitätsniveaus bei. Im
Falle Tschechiens enthielten die sektoralen Struk-

turdivergenzen sogar keinen Erklärungsgehalt für
das Entwicklungsgefälle mehr. Hier würde eine
Politik, die auf sektorale Konvergenz zielt, Gefahr
laufen, ohne Wirkung auf die Produktivitätslücke
zu bleiben.

Der Diskussionsvorschlag aus dem EU-Bericht
bezüglich der künftigen Ausrichtung der Struktur-
politiken für die Transformationsländer auf die
sektorale Dimension wird durch die Analyse nicht
unterstützt. Die bisherigen Programme scheinen
durchaus geeignet, den Besonderheiten in den
Transformationsländern gerecht zu werden.

Die Assoziierungsländer in Mittel- und Osteuropa
erreichen – gemessen am Bruttoinlandsprodukt je
Einwohner – bisher nur ein deutlich niedrigeres
Entwicklungsniveau als der Durchschnitt der heu-
tigen EU-Mitgliedsländer (vgl. Abbildung).

Die Ursachen dieser Entwicklungslücke liegen
im Wesentlichen in einem geringeren technologi-
schen Stand der Produktionen und Dienstleistun-
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gen, in geringeren Produkt- und Dienstleistungs-
qualitäten und im geringeren Know-how bei der
Organisation der Produktion und der Vermarktung
des Angebots. Ein weiterer möglicher Grund könnte
auch in sogenannten Struktureffekten liegen. Sol-
che ergeben sich durch ein überdurchschnittliches
Gewicht von Branchen mit unterdurchschnitt-
lichem Produktivitätsniveau.

Im Zuge der EU-Osterweiterung kommen aller
Voraussicht nach alle Regionen der beitretenden
Länder in Mittel- und Osteuropa in den Genuss der
Kohäsionspolitiken der Europäischen Union. Bis-
her erfüllen fast alle Regionen in den Transforma-
tionsländern das Berechtigungskriterium für EU-
Strukturfonds von maximal 75% des durchschnitt-
lichen Pro-Kopf-Einkommens der heutigen 15 EU-
Mitgliedsländer.26

Abbildung:
Entwicklungsniveausa ausgewählter Assoziierungs-
länder im Vergleich zum Durchschnittsniveau der
EU-15, 1999
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Quellen: EUROSTAT; OECD; Nationale Statistische Ämter;
Berechnungen des IWH.

Ziel der EU-Kohäsionspolitik ist eine Reduk-
tion der Disparitäten in den Entwicklungsniveaus
der Regionen Europas. Angenommen wird, dass

26 Tatsächlich liegen die Städte Prag und Bratislava heute
bereits über dem Kriterium. Im Falle Sloweniens könnte
eine rasche Entwicklung in den nächsten Jahren dazu
führen, dass das Land als einzelne Region die Grenze von
75% übersteigt. Hier wird es letztlich darauf ankommen,
welche geographische Regioneneinteilungen in den Bei-
trittsverhandlungen vereinbart werden.

im Zuge der fortschreitenden Integration einige
Regionen ein gleichgewichtiges Entwicklungsni-
veau erreichen könnten, welches deutlich unter
dem Durchschnitt der EU liegt. Ursachen eines
solchen Marktergebnisses wären dann benachteili-
gende regionale Bedingungen, wie z. B. Faktoraus-
stattungen. Explizites Ziel der EU-Kohäsionspoli-
tik ist die Veränderung dieser regionalen Bedin-
gungen.27

Für die Ausgestaltung der zukünftigen EU-Ko-
häsionspolitik in den Assoziierungsländern stellt
sich zunächst die Frage, welche der möglichen Ur-
sachen einen wichtigen Erklärungsgehalt für das
Entwicklungsgefälle aufweisen.

Die sektorale Struktur als Determinante der
Entwicklungslücke in Mittel- und Osteuropa

Vor allem die wesentlich höheren Beschäftigungs-
anteile in den Landwirtschaftssektoren der Asso-
ziierungsländer legen die Vermutung nahe, dass
das Einkommengefälle der Transformationsländer
zur EU zum überwiegenden Anteil auf strukturelle
Unterschiede zurückzuführen sei (vgl. Tabelle 1).
Der besonders hohe Anteil der Erwerbstätigen in
der Landwirtschaft Polens kann auf eine in der
Bevölkerung weit verbreitete Subsistenzwirtschaft
zurückgeführt werden. Anders als in anderen mit-
tel- und osteuropäischen Ländern befand sich
schon zu sozialistischer Zeit ein großer Anteil der
polnischen Landwirtschaft in privater Hand. Viele
Personen, die vormals vor allem in der Industrie
beschäftigt waren, haben sich als Kleinstbauern
eine Existenzgrundlage geschaffen. Da in den an-
deren Assoziierungsländern ehemalige Industrie-
beschäftigte mit Grundbesitz jedoch nicht in die
landwirtschaftliche Beschäftigungsstatistik aufge-
nommen werden, wird für vergleichende Studien
in der Fachliteratur dieser Beschäftigungsanteil in
Polen als statistisch nach oben verzerrt behandelt.

Als ehemalig sozialistische Industrienationen
kommen bei den Assoziierungsländern zusätzlich
noch typischerweise ein überdurchschnittlich gro-
ßer Anteil der Industriebeschäftigung und ein

27 Vgl. EU-KOMMISSION: Einheit Europas, Solidarität der
Völker, Vielfalt der Regionen. Zweiter Bericht über den
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt. Januar 2001,
S. 10.
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Tabelle 1:
Sektorale Beschäftigungsanteile in ausgewählten Assoziierungsländern, 1999
- in % der Gesamtbeschäftigung -

Dienstleistungen

Agrar-
sektor

Industrie Handel, Transport und
Kommunikation

unternehmensbezogene
Dienstleistungen

Staat

Estland 9,1 a 33,3 25,5 7,4 24,7

Polen 27,6 27,7 20,1 7,4 17,2

Slowakei 7,4 38,5 23,0 5,5 25,6

Slowenien 5,0 39,5 24,8 8,7 22,0

Tschechien 5,2 40,8 25,0 10,4 18,6

Ungarn 7,1 34,0 25,2 6,9 26,8

Nachrichtlich:
EU-15 4,8 27,1 26,9 14,2 27,0

a Daten für 1998.

Quelle: EUROSTAT; OECD; Nationale Statistische Ämter; Berechnungen des IWH.

unterdurchschnittlich vertretener Dienstleistungs-
sektor hinzu. Letzteres ist besonders deutlich an
den Beschäftigungsanteilen der unternehmensbe-
zogenen Dienstleistungen abzulesen.

Die Berechnungen des IWH deuten jedoch an,
dass die sektoralen Unterschiede nur einen ver-
gleichsweise geringen Anteil an der Erklärung der
Entwicklungslücke, gemessen hier am Arbeitspro-
duktivitätsgefälle, haben (vgl. Tabelle 2). Weiter-
hin zeigt sich, dass sich die sektoralen Erklärungs-
gehalte innerhalb der einzelnen Assoziierungslän-
der zum Teil erheblich unterscheiden. Für die
Analyse wurde ein Vergleich zwischen dem tat-
sächlichen und einem hypothetischen Entwick-
lungsniveau gezogen, welches sich ergäbe, wenn
es keine sektoralen Divergenzen zu einem Refe-
renzland mit europäischer Sektorenstruktur gäbe.
Als Referenzland wurde Deutschland gewählt (zur
Berechnung vgl. Kasten).

Die sektoralen Anteile an den gesamtwirt-
schaftlichen Produktivitätsgefällen Polens und der
Slowakei lagen 1999 in etwa bei 20%. In beiden
Ländern sind diese Anteile seit 1993 deutlich ge-
stiegen. Der Anteil Ungarns liegt mit 13,4% eben-
falls vergleichsweise hoch. Aufgrund der Beson-
derheiten in der polnischen Landwirtschaftsstatis-
tik sind diese Ergebnisse jedoch nur eingeschränkt
vergleichbar. Würde wie oben angedeutet für die
Berechnung Polens ein geringerer landwirtschaft-

licher Beschäftigungsanteil angenommen, so würde
ein realistischerer sektoraler Erklärungsgehalt eher
unbedeutend klein ausfallen.28

Tabelle 2:
Sektoraler Anteil am gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktivitätsgefälle in ausgewählten Assoziierungs-
ländern, 1993 und 1999
- in % der gesamtwirtschaftlichen Produktivitätslücke -

1993 1999

Estland 3,3 3,4 a

Polen 15,2 21,2

Slowakei 17,9 18,9

Slowenien 11,7 8,0

Tschechien 16,8 -0,8

Ungarn 13,8 13,4
a Daten für 1998.

Quellen: EUROSTAT; WIIW; Nationale Statistische Ämter;
Berechnungen des IWH.

28 Läge der Beschäftigungsanteil der polnischen Landwirt-
schaft beispielsweise bei nur etwa 10 Prozent, also noch
deutlich höher als im Durchschnitt anderer Transforma-
tionsländer mit ähnlichem Entwicklungsstand, so ergäbe
sich nur noch ein sektoraler Anteil an der Produktivitäts-
lücke von 3,9% in 1993 und 4,2% in 1999. Trotz der ver-
gleichsweise noch höheren landwirtschaftlichen Beschäfti-
gung fiele der sektorale Erklärungsgehalt Polens demnach
deutlich geringer aus als in den meisten anderen Assoziie-
rungsländern.
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Zur Berechnung der sektoralen Komponente
der Produktivitätslücke

Für die Analyse wurde Deutschland als eines der
entwickeltsten EU-Länder als Referenzmaßstab
verwendet. Die Methode folgt dem Konzept der
„Technological Frontier Area“. Ihr unterliegt die
Annahme, dass in dem Referenzland das höchst
erreichbare Produktivitätsniveau verwirklicht ist.
Im Vergleich zu den Bedingungen im Referenz-
land (hier sektorale Struktur) können so die ein-
zelnen Determinanten des Produktivitätsgefälles
aller Länder mit niedrigeren Produktivitäts-
niveaus quantifiziert werden. In ihrer Ausgestal-
tung in dieser Analyse impliziert die Methode je-
doch keine normative Aussage über eine Anpas-
sung der Sektoren an die Strukturmerkmale des
Referenzlands.

Bei der Kalkulation des Erklärungsgehalts der
sektoralen Strukturen wird eine Arbeitsproduk-
tivität für die Assoziierungsländer errechnet, die
sich hypothetisch ergibt, indem die sektoralen
Arbeitsproduktivitäten der Länder πi mit den Be-
schäftigungsanteilen derselben Sektoren αi im
Referenzland gewichtet werden:

(1) ∑=
i

ref
iihyp αππ

Die tatsächliche Produktivitätslücke kann mit

(2)
∑

∑
−=

−

i

ref
i

ref
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i
ii
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απ
π 1

beschrieben werden. Die hypothetische Produkti-
vitätslücke ist ein Residuum, das nicht mehr den
sektoralen Strukturen, sondern anderen Faktoren
zugerechnet werden kann. Sie ergibt sich aus

(3)
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Die Abweichung zwischen der hypotheti-
schen und der tatsächlichen Produktivitätslücke
beschreibt den sektoralen Gehalt des Produktivi-
tätsgefälles.

In die Berechnung des Indikators für den sek-
toralen Gehalt des Produktivitätsgefälles gingen
die Daten für insgesamt 15 Sektoren ein.

Damit könnte ein sektoraler Strukturwandel zu-
mindest in der Slowakei und eingeschränkt auch in
Ungarn durchaus deutlich zu einer Verringerung
der Entwicklungslücke beitragen. In der Slowakei
sind im Vergleich zu Deutschland wesentlich mehr
Erwerbstätige in der Landwirtschaft beschäftigt
(7,4% gegenüber 2,6%). Hier fällt die Produktivi-
tät deutlich niedriger aus als im nationalen Durch-
schnitt. Darüber hinaus sind hier deutlich weniger
Personen in unternehmensbezogenen Dienstleis-
tungen (5,5% gegenüber 13,9%) angesiedelt, wel-
che sich in Slowenien durch eine mehr als drei
Mal höhere Produktivität als dem nationalen
Durchschnitt aller Sektoren auszeichnen. Ähnliches
gilt für Ungarn. Anders als in der Slowakei zeigt
der Indikator hier jedoch einen leicht fallenden
Trend.

In Estland und Slowenien sind die Beschäfti-
gungsanteile in dort überdurchschnittlich produkti-
ven Sektoren der Wirtschaft heute ausreichend
hoch, um den sektoralen Strukturen eine deutlich
untergeordnete Rolle bei der Erklärung der Ent-
wicklungslücke zuzuweisen. Insbesondere im Falle
Estlands würde der relativ hohe Beschäftigungsan-
teil der Landwirtschaft mit etwa 9% für einen ho-
hen sektoralen Erklärungsgehalt des Produktivi-
tätsgefälles sprechen. Da jedoch die Produktivität
in der estnischen Landwirtschaft deutlich weniger
von der gesamtwirtschaftlichen Produktivität ab-
weicht als dies im Referenzland der Fall ist, fällt
der Indikator für die Rolle der sektoralen Struktu-
ren ebenfalls gering aus. In Slowenien fällt vor al-
lem der hohe Beschäftigungsanteil in der Industrie
auf. Diese trägt deshalb wenig zum Indikator bei,
da die industrielle Produktivität nur wenig von der
gesamtwirtschaftlichen abweicht.

Tschechien weist eine besonders starke Kon-
zentration der Beschäftigung in Sektoren mit über-
durchschnittlicher Produktivität auf. Diese Kon-
zentration ist sogar stärker als im Referenzland.
Damit erhält der Indikator ein negatives Vorzei-
chen. Dies deutet an, dass ein Strukturwandel hin
zu den im Referenzland vorherrschenden Struktu-
ren die gesamtwirtschaftliche Produktivität eher
fallen ließe. Dies liegt im Wesentlichen an ver-
gleichsweise höheren Beschäftigungsanteilen bei
der Elektrizitäts-, Gas- und Trinkwasserproduk-
tion, sowie bei unternehmensbezogenen Dienst-
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leistungen (insbesondere Transport). Dagegen ist
der Beschäftigungsanteil im Bereich der staat-
lichen Verwaltung, im Gesundheits- und Sozialwe-
sen deutlich geringer als im Referenzland. Noch
1993 lag der sektorale Erklärungsgehalt bei knapp
17%. Die Reduktion ergab sich im Wesentlichen
durch eine Verschiebung der Beschäftigungsan-
teile weg von der Industrie und insbesondere dem
Bau hin zu haushaltsbezogenen Dienstleistungen.

In den drei letztgenannten Ländern würde dem-
nach ein sektoraler Strukturwandel kaum zu einer
Angleichung der Entwicklungsniveaus beitragen
können. Für alle betrachteten Assoziierungsländer
gilt gemeinsam, dass Determinanten wie beispiels-
weise Technologiegefälle, Qualitäts-, Manage-
ment- und Marketingdefizite wohl eine weitaus
wichtigere Rolle als die sektorale Dimension für
die Erklärung der Produktivitätslücke spielen.29

Der Gestaltungsbereich für eine EU-Kohäsions-
politik in den Assoziierungsländern

Die für die Ausgestaltung der EU-Kohäsionspoliti-
ken zuständigen Generaldirektionen beschäftigten
sich im jüngsten Kohäsionsbericht30 mit den Be-
dingungen in den Transformationsländern in Mit-
tel- und Osteuropa. Sie leiten für diese insbeson-
dere die Notwendigkeit eines langfristigen Trends
sektoralen Strukturwandels weg von der Landwirt-
schaft und der Industrie hin zu Dienstleistungen
ab. Die zukünftige Kohäsionspolitik in den Asso-
ziierungsländern im Rahmen der Struktur- und
Kohäsionsfonds könnte prominent auf diese Ziele
ausgerichtet werden.

Es stellt sich grundsätzlich die Frage, ob eine
strukturelle Interventionspolitik31 sinnvoll einge-

29 Deren Abschätzung erfordert jedoch einen wesentlich
größeren Forschungsaufwand. Zu diesem Zweck hat sich
unter Leitung des IWH eine internationale Forscher-
gemeinschaft gebildet, sie sich im Rahmen eines durch die
EU geförderten Projektes diesem Forschungsfeld zuwen-
det. Mit ersten gesicherten Ergebnissen kann ab Mitte 2002
gerechnet werden.

30 Vgl. EU-KOMMISSION: Einheit Europas, Solidarität der
Völker, Vielfalt der Regionen. Zweiter Bericht über den
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt. Januar 2001,
S. 37-41.

31 Analog zu der Beschreibung im Kohäsionsbericht wird hier
sektorale Strukturpolitik für die Assoziierungsländer als
solche Maßnahmen verstanden, welche auf einen sektora-

setzt werden kann, um Wachstums- und Aufhol-
potentiale besser auszunutzen als dies eine rein
marktliche Entwicklung würde.

Die bisherigen Erfahrungen mit Integrationsbe-
mühungen zwischen Ländern mit deutlich unter-
schiedlichen Entwicklungsniveaus – nicht zuletzt
auch innerhalb der heutigen EU – legen nahe, dass
die Beseitigung von Handels- und Mobilitäts-
barrieren als auch die Harmonisierung der Wirt-
schaftspolitiken nicht notwendigerweise ausrei-
chen, um regionale Entwicklungsgefälle auszu-
gleichen.

Aus entwicklungstheoretischer Sicht kann ent-
sprechend dem Wachstumsstufenkonzept ange-
nommen werden, dass das sektorale Strukturmus-
ter jeder Wirtschaft nicht beliebig ist, sondern
vielmehr von deren Entwicklungsstand abhängt.
Diesem Konzept folgend kann die sektorale
Struktur keine unmittelbare Zielvariable einer
Entwicklungspolitik sein. Es sind jedoch durchaus
Förderpolitiken vorstellbar, welche die Integra-
tionsfähigkeit eines schwächeren Partners unter-
stützen. Solche Förderpolitiken können z. B. auf
den Ausbau der Infrastruktur, auf technologische
Entwicklung, die Förderung des Innovationspo-
tentials oder etwa die Verbesserung der Qualität
des Humankapitals ausgerichtet sein.

Es kann nicht darum gehen, in den Assoziie-
rungsländern einen sektoralen Strukturwandel zu
erzwingen, der die Wirtschaftsstrukturen der EU in
den Assoziierungsländern dupliziert, also quasi
eine normative Zielstruktur anstrebt. Eine Quelle
positiver Effekte der europäischen Integration liegt
ja gerade in dem sich ergebenden internationalen
Spezialisierungsprozess und damit der Ausnutzung
von im vergrößerten gemeinsamen Markt poten-
tiell erzielbaren Skalenerträgen in der Produktion.
Im Zuge fortschreitender Integration und internati-
onaler Arbeitsteilung kann es dann zu einer An-
gleichung der Entwicklungsniveaus kommen. Kon-
vergenz der Einkommen geht dann typischerweise
einher mit einer Annäherung der sektoralen
Strukturen und damit schließlich einem Konver-
genzpfad über intra-industriellen Handel.

len Strukturwandel weg von der Landwirtschaft und einge-
schränkt der Industrie hin zu Dienstleistungen zielen.
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Bei der Ausgestaltung der EU-Kohäsionspolitik
in den wichtigsten Fonds EFRE (Europäischer
Fonds für regionale Entwicklung), ESF (Europäi-
scher Sozialfonds) und EAGFL (Europäischer
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft) liegt das Hauptgewicht auf gemeinsam mit
der nationalen Wirtschaftspolitik geplanten, finan-
zierten und durchgeführten Investitionen in die
(Verkehrs-)Infrastruktur. Etwas geringere Anteile
haben die gemeinsame Förderung von industriellen
und Dienstleistungsprojekten und Ausbildungs-
initiativen der EU. Damit ist der Großteil der EU-
Kohäsionspolitiken ohne explizite strukturpoliti-
sche Zielsetzung, kann jedoch in der Auswahl der
geförderten Projekte eine strukturpolitische Kom-
ponente erhalten. In einer industriepolitischen
Ausgestaltung entspräche dies der Empfehlung des
EU-Kohäsionsberichts. Die Gemeinsame Agrar-
politik der EU wäre dann explizite Strukturpolitik,
wenn sie darauf zielte, den Beschäftigungsanteil in
der Landwirtschaft zu verringern.

Der Diskussionsvorschlag aus dem EU-Bericht,
in den Transformationsländern vor allem einen
sektoralen Wandel hin zu höherproduktiven Sekto-
ren zu unterstützen, würde zwar in allen unter-
suchten Assoziierungsländern einen positiven Ein-
fluss auf die Entwicklung der Produktivitätsni-
veaus haben. Dies jedoch nur, wenn die neuen
Produktionen tatsächlich auf ausreichend Nach-
frage treffen würden und wettbewerbsfähig wären.
Außerdem gilt grundsätzlich und für jede Wirt-
schaft unabhängig der vorherrschenden Strukturen,
dass eine tragfähige Erhöhung des Beschäfti-
gungsanteils der Sektoren mit überdurchschnittlich
hohen Produktivitäten zu einer Erhöhung des
durchschnittlichen, gesamtwirtschaftlichen Produk-
tivitätsniveaus führen würde.

Der Vergleich zwischen 1993 und 1999 in der
Analyse weist darauf hin, dass eine solche Re-
strukturierung in Slowenien und Tschechien be-
reits eindrucksvoll stattgefunden hat. Hinter dieser
Entwicklung stehen aber keine gezielten Restruk-
turierungsprogramme der EU. Lediglich in der
Slowakei hat sich die sektorale Struktur mit Blick
auf die Produktivitätslücke ungünstig entwickelt.
Der Erklärungsgehalt der sektoralen Struktur hat
ein hohes Niveau erreicht. Damit könnte zwar eine

auf Strukturwandel zielende Politikintervention
der EU hier durchaus einen hohen Wirkungsgrad
entfalten. Dies jedoch wieder nur unter der Bedin-
gung, dass die veränderten Strukturen auch tat-
sächlich nach marktwirtschaftlichen Kriterien be-
stand haben werden, wenn also die neu geschaf-
fene Produktion im erweiterten Europa wettbe-
werbsfähig ist.

Damit zeigt die Analyse, dass die sektorale
Komponente in einigen Transformationsländern
tatsächlich eine gewisse Rolle spielt, doch lässt
sich in allen hier untersuchten Ländern nur ein ver-
gleichsweise geringer Anteil der Produktivitätslü-
cke und damit des Entwicklungsrückstandes auf
sektorale Divergenzen zurückführen. Im Vergleich
etwa zur technologischen Entwicklung selber oder
der Verbesserung der Organisationsstrukturen in-
nerhalb der Unternehmen, wäre eine auf die Ver-
änderung der sektoralen Strukturen zielende Poli-
tik jedoch deutlich weniger geeignet, das Entwick-
lungsgefälle marktkonform abzubauen.

Die Diskussion über die zukünftige Ausgestal-
tung der Strukturfonds- und Kohäsionsfondspoliti-
ken für Transformationsländer im Kohäsionsbe-
richt deutet eine geplante Umorientierung der bis-
herigen Gewichtungen innerhalb der Programme
auf sektorale Ziele an. Die bisherige Ausgestaltung
in den wichtigsten Fonds zeigte jedoch eine Ge-
wichtung der einzelnen Programme, welche durch-
aus den Bedingungen in den Transformationslän-
dern entsprechen würde. Damit ist eine grundle-
gende Umorientierung der Programmziele der
bisherigen EU-Strukturpolitik mit Blick auf eine
Beschleunigung strukturellen Wandels in Mittel-
und Osteuropa nicht erforderlich oder gar ratsam.
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